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Es gibt noch Richter in Luxemburg!
– Von politischen Akteuren und dem Respekt

f�r das geltende Recht

Dem EuGH wurde gerade in Deutsch-
land zuletzt mit Skepsis begegnet. Auch
deutlich Berufenere als der Autor dieser
Zeilen werden den Eindruck nicht los,
dass es dem EuGH gelegentlich weniger
um tiefsinnige Dogmatik als vielmehr
um die Wahrung der eigenen Position
im innereurop�ischen Machtgef�ge
geht (Wilske, Du sollst keine anderen
(Schieds-)Gerichte neben mir haben!,
RIW 2019, Heft 5, Die erste Seite).
Auch wohlwollende Kenner des EuGH
sprechen dann von einer „politischen“
Entscheidung (z. B. Hess, The Fate of
Investment Dispute Resolution after the
AchmeaDecision of the European Court
of Justice, MPILux Research Paper
2018 [3]).

Zuletzt hat sich der EuGH unter deut-
schen Staatsanw�lten viele neue Freun-
de gemacht, als er den liebgewonnenen
Glaubenssatz, dass die deutsche Staats-
anwaltschaft „die objektivste Beh�rde
der Welt“ sei, ignorierte und entschied,
dass wegen der M�glichkeit politischer
Weisungen die deutschen Staatsanwalt-
schaften keine hinreichende Gew�hr f�r
Unabh�ngigkeit gegen�ber der Exekuti-
ve bieten, um zur Ausstellung eines Eu-
rop�ischen Haftbefehls befugt zu sein
(Urt. v. 27. 5. 20019, C-508/18). Dies
mag das deutsche Selbstverst�ndnis er-
sch�ttern, das gemeinhin davon ausgeht,
Defizite der Unabh�ngigkeit der Justiz
gegen�ber der Exekutive h�tten inner-

halb der EU nur mittel- und osteurop�i-
sche Mitgliedstaaten. Grunds�tzlich po-
sitiv ist es, wenn der EuGH hier einen
strengen Maßstab anlegt … und diesen
dann hoffentlich auch durchh�lt. Wenn
es um die Anleihek�ufe der Europ�i-
schen Zentralbank geht, wird dem
EuGH dagegen gerne und nicht v�llig
zu Unrecht vorgeworfen, dass es ihm
weniger auf die vom Bundesverfas-
sungsgericht aufgezeigten rechtlichen
Probleme ankommt, sondern das f�r die
EU richtige Ergebnis z�hlt.

Bedauerlicherweise hat sich die derzeiti-
ge EU-Kommission stets weniger als
H�terin der EU-Vertr�ge, sondern viel-
mehr als „politische“ Kommission ver-
standen, f�r die „politische Geschmei-
digkeit“ wichtiger ist als die Einhaltung
europ�ischer Regeln (Mussler, Junkers
Politische Kommission, FAZ v. 5. 1.
2015). Dies kam Frankreich und Italien
bei Defizitverfahren entgegen. Davon
profitierten auch Teile der deutschen
Politik, als der Pr�sident der Kommis-
sion tats�chlich eine Abgabe abwinkte,
die imBundestagswahlkampf 2013 noch
als „Ausl�ndermaut“ propagiert wurde.
Man durfte sich wundern, dass diese
schon demGeburtsnamen und der klaren
gesetzgeberischen Intention nach diskri-
minierende Abgabe nach Namens�nde-
rung und einigen Retuschen f�r die EU-
Kommission genehmigungsf�hig war.
B�se Zungen sagten daher, dass dies
m�glich gewesen sei, „weil die EU-
Kommission flexibel genugwar, die Fra-
ge, ob die Maut Ausl�nder diskriminiert
oder nicht, von ein paar Millionen Euro
abh�ngig zumachen“. (B�ll/M�ller, Von
Merkels Gnaden, Der Spiegel 49/2016,
S. 44). Selbstverst�ndlich k�nnen Juris-
ten auch dann noch Argumente daf�r
vortragen, dass eine solche Maut keine
Schlechterstellung ausl�ndischer Fahr-
zeughalter darstelle, wenn die Diskrimi-
nierung offensichtlich ist. Es ist umso er-
freulicher, dass der EuGH (RIW 2019,
597) solcher Rabulistik eine klare Absa-
ge erteilt hat und sich nicht von politi-
scherOpportunit�t leiten ließ.

Weniger schlagzeilentr�chtig, aber
ebenso beeindruckend ist die Entschei-
dung des Gerichts der Europ�ischen
Union (EuG) vom 18. 6. 2019 in Sachen
der Micula-Br�der gegen die Kommis-
sion (T-624/15, T-694/15 und T-704/15).

Die Kl�ger hatten nach dem Fall des
Eisernen Vorhangs als schwedische
Staatsangeh�rige in Rum�nien inves-
tiert und wurden Opfer des r�ckwirken-
den Entzugs von Subventionen. In ei-
nem ICSID-Schiedsverfahren wurde ih-
nen hierf�r von einem internationalen
Schiedsgericht Schadensersatz zuge-
sprochen – gegen den erbittertenWider-
stand der Kommission, die die Subven-
tionen mit Beitritt Rum�niens als euro-
parechtswidrig ansah. Die Kommission
verbot der Regierung Rum�niens im

Jahre 2015, die ausgeurteilten Scha-
densersatzbetr�ge zu bezahlen, weil die
Auszahlung eine rechtswidrige staatli-
che Beihilfe darstelle. Nunmagman aus
politischen Gr�nden die Investitions-
schiedsgerichtsbarkeit verdammen und
meinen, alles werde besser, wenn bspw.
im bilateralen Investitionsschutzvertrag
zwischen der EU und Vietnam ein bila-
terales Investitionsgericht vereinbart
werde, in das die autorit�re vietnamesi-
sche Einparteienregierung ein Drittel
der Richter entsende. Es ist aber schon
viel Phantasie notwendig, um die Erf�l-
lung einer v�lkerrechtlichen Pflicht,
n�mlich die Zahlung von ausgeurteiltem
Schadensersatz als „staatliche Beihilfe“
zu verstehen. Hier besteht die Gefahr
weit gr�ßeren politischen Flurschadens,
wenn der Eindruck entsteht, dass es auf
die richtige Auslegung des Rechts gar
nicht ankomme, sondern nur darauf, ei-
nem gew�nschten politischen Ergebnis
ein mehr oder weniger passendes pseu-
dolegales M�ntelchen umzulegen. Das
EuG hat diese Entscheidung der EU auf-
gehoben. Es h�tte in der Begr�ndung
durchaus deutlicher sein k�nnen. Viel-
leicht gen�gen aber schon diese Signale
aus Luxemburg – zugleichmit einer per-
sonellen Ver�nderung der Europ�ischen
Kommission –, um der Bindung der EU-
Organe an das Recht trotz allem Willen
zur politischen Gestaltung wieder den
richtigen Wert zuzuerkennen. Auch
dem EuGH sollte zu denken geben, dass
sein Urteil zur deutschen „Ausl�nder-
maut“ tats�chlich in weiten Kreisen f�r
�berraschung gesorgt hat. Vielleicht
sollte es wieder selbstverst�ndlich wer-
den, dass bei diskriminierendem Namen
eines Gesetzes, einer diskriminierenden
Absicht und einer diskriminierenden
Gestaltung (trotz sp�terer Retuschen)
die Diskriminierung nicht fernliegt.

Die Kommission
sollte sich vor allem
als H�terin des
Rechts verstehen
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